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Aus dem Jnhal'e der Regierungs-
erklärung

Berlin, 16. Januar.

Von unſerer Berliner Schriftleitung.)
Auf der Tagesordnung des heutigen Reichstages ſteht, wie

kannt, als einziger Punkt Entgegennahme einer
egierungserklärung. Das Kabinett Luther wird ſich

alſo heute offiziell der deutſchen Volksvertretung vorſtellen, ob
pohl es den geſtern noch gehegten Erwartungen entgegen doch
nicht vollzählig beſetzt iſt, da Herr Saemiſch, der zum Finanz-
niniſter auserſehen war, es vorzog, Präſident des Oberrech-
nungshofes zu bleiben. Die

Ausſprache über die Regierungserklärung
wird, wie bereits geſtern gemeldet, erſt Sonnabend beginnen.
Dieſe Erklärung dürfte kur z ſein. Sie dürfte auf die dringende
Notwendigkeit hinweiſen, in Deutſchland endlich wieder eine
ärbeitsfähige Regierung zu ſchaffen, die von den Parteien rer-
langt, ihre Bedenken im Jntereſſe des Ganzen zurückzuſtellen.
Außenpolittſch dürfte betont werden, daß durch den Lon
doner Pakt eine rechtlich bindende Grundlage
für das Verhältnis Deutſchlands zu den Staaten der Entente
geſchaffen worden iſt, die aber auch von der anderen

eite anerkannt werden muß, wenn ſie ch als haltbar
hewähren ſoll. Jn dieſem Zuſammenhang wird die

Küölner Frage berührt und erneut ſchärfſter Proteſt
egen die unrechtmäßige Verlängerung der Beſetzung
ausgeſprochen werden. Man erwartet nicht, daß auf Einzelheiten
der ſchwebenden Handelsvertragsver handlungen
eingegangen wird, da dieſe noch all. zu ſehr in Fluß ſind und
der neue Wirtſchaftsminiſter ſich, ſoviel wir wiſſen, ausdrück-
lich vorbe halten hat, eine eingehende Prüfung der
bisher vorliegenden Ergebniſſe, ſoweit ſie noch nicht bekannt
ſind, anzuſtellen. Die Frage des Völkerbundes dürfte
augenblicklich nicht aktuell, alſo auch nicht berührt werden.
Der Reichskanzler wird ganz beſonders betonen, daß er zu den
außerordentlichen Aufgaben, die außen- und innenpolitiſch der
Löſung harren auf die

Mitwirkung aller Volkskreiſe rechnet
und daß dem Kabinett der Gedanke fernliegt, etwa als
Kampfkabinett gegen eine beſtimmte Gruppe aufzutreten,
wenn ſie ſich in dem Rahmen hält. der durch die Staats
notwendigkeiten umriſſen wird. Das Kabinett muß ſich mit der

jetzt gefundenen Bindungsformel vollauf begnügen,
da es Wert darauf legt, ſeinen Taten nach beurteilt
zu werden.

Jn der Sonnabend- Ausſprache dürfte dann Reichs
außenminiſter Dr. Streſemann die Erklärungen des Kanzlers in
Fragen der auswärtigen Politik und insbeſondere in der
Frage des Kölner Konfliktes noch ergänzen. Ueber die Auf
nahme, die dieſe Regierungserklärung finden wird, kann man
ſich auch jetzt bereits ein ziemlich abſchließendes Bild machen. Die
Haltung der Deutſchnationalen und der Deutſchen Volks
partei ſteht feſt. Von deutſchnationaler Seite dürfte, wie wir be
reits andeuteten, darauf hingewieſen werden, daß man die
weitere Gntwicklung agbwarten will und von ihr fafft,
daß ſie die Stabilität der Regierung bringt, die heute noch ver
r wird. Die Volkspartei dürfte eine ähnliche Haltung ein
ehmen.

Sollte der Redner der Volkspartei die Argumentation, die
heute morgen in der „Zeit“ zu leſen iſt und die es als einen
Erfolg der Konſolidierung auch des republikaniſchen Gedankens
anſieht, daß Parteien in dieſem republikaniſchen Deutſchland
mitarbeiten, die prinzipiell nicht auf dem Boden republikaniſcher
Anſchauungen ſtehen, ſich zu eigen machen, ſo wird das vielleicht
eine große Senſation bedeuten. Es iſt aber dazu zu be
merken, daß für eine wahrhaft nationale Partei es eine Un

möglichkeit darſtellt, in unfruchtbarer Oppoſition zu verharren
und ſich der Mitarbeit am Staate völlig zu verſagen, wenn die
Staatsform »icht der Anſchauung dieſer Partei entſpricht. Jn
ſofern würde ein ſolcher Hinweis nichts anderes bedeuten, als
die Anerkennung des gewiß nicht kleinen Opfers, das die
Deutſchnationale Partei den Staatsnotwendigkeiten
bringt. Da die Stellungnahme der „Germania“ ſtets von einer
gewiſſen Seite ausgeht und durchaus nicht der Meinung
der Geſamtfraktion entſpricht, ſo wird man wohl kaum
anzunehmen haben, daß das Zentrum mit betontem Mißtrauen
der neuen Regierung gegenübertritt und nur darauf wartet. die
volitiſche Stellung im geeigneten Augenblick abzubrechen. Auch
die Forderung der „Germania“, unter allen Umſtänden an der

bisherigen Koalition in Preußen feſtzuhalten.
re dadurch eine Ausnahmeſtellung zu ſchaffen, dürfte in
einer Weiſe der Auffaſſung der Geſamtfrak-

tion entſprechen, die den uns zugegangenen Nachrichten noch
mehr und mehr dazu neigt, der Forderung einer Homogenität
zwiſchen dem Reich und Preußen Rechnung zu tragen.
emokraten haben einen Beſchluß angenommen, der dem

neuen Kabinett mit ſtarken Bedenken gegenübertritt.
r die Stellung zu der Regierungserklärung vorbehält. Sie
dürfte ſich alſo in Reſerve halten und den gegebenen

eitpunkt abwarten, wo ſie entweder aus ihrem Schmollwinkel
ustritt oder durch irgendwelchen äußeren Anlaß Gelegen

Die

Das Echo über das Luther- Kabinett
Vor der Regierungs- Erklärung im Reichstage

heit zu haben glaubt, Minen gegen das Kabinett legen zu kön
nen. Jhr und vor allem ihrer hauptſtädtiſchen Preſſe gegenüber
iſt alſo in der Folgezeit beobachtende Aufmerkſamkeit am
Platze. Die

Sozialdemokratie droht offen mit dem Generalſtreik
und ſcheint auch an andere unparlamentariſche Mittel zu denken.
Jhr gegenüber muß mit aller Deutlichkeit ausgeſprochen wer
den, daß Drohungen ſolcher Art auf die Entſchlüſſe einer
verantwortungsbewußten Regierung keinen Einfluß aus-
üben können, ſondern höchſtens Maßnahmen herausfordern,
die im Jntereſſe einer ruhigen Entwicklung in Deutſchland
lieber vermieden würden. Die Kommuniſten rufen
wieder einmal zu Maſſendemonſt rationen auf, zu
denen es ihnen nur an Teilnehmern fehlt.

Kabinettsſitzung vor dem Reichstage
Berlin, 16. Januar.

Das neue Kabinett Luther tritt erſt am Nachmittag zu
ſammen und wird die in der um 6 Uhr ſtattfindenden Plenar-
ſitzung abzugebende Regierungserklärung for-
mulieren. Wie wir erſahren, ſoll das Finanzminiſte-
rium vorläufig unbeſetzt bleiben und durch den zu
ſtändigen Staatsſekretär verwaltet werden. Ueber die Beſetzung
des Juſtiz miniſteriums verhandelt Dr. Luther immer
noch mit dem Kölner Oberlandesgerichtsrat Schumacher.
Sollten die Verhandlungen ergebnislos bleiben, wird auch dieſes
Reſſort der Obhut eines Staatsſekreärs anvertraut.

Schumacher lehnt ab
Verkin, 16. Januar.

(Eigene r Drahtbericht.)
Wie wir kurz vor Redaktionsſchluß erfahren, hat der für das

Juſtizminiſterium in Ausſicht genommene Oberlandesgerichtsrat
Schumacher die Kandidatur abgelehnt. Das Mini-
ſterium wird vorläufig von Staatsſekretär Josl geleitet.

Das Kabinett Luther im Spiegel der
Berliner Preſſe

Berlin, 15. Januar.
Die nunmehr endlich vollzogene Bildung des Kabinetts

Luther wird in der Berliner Preſſe im allgemeinen mit einem
Seufzer der Erleichterung aufgenommen. Sänmtliche
Blätter bringen lange Rückblicke auf den Verlauf der Kriſe und
knüpfen je nach ihrer parteipolitiſchen Einſtellung hoffnungsvolle
Kommentare daran, verhalten ſich ſkeptiſch oder lehnen es ab.

Der „Lokalanzeiger“ bezeichnet die Löſung als die ein-
zige, die von Anbeginn der Kriſe erſtrebenswert geweſen wäre,
und ſagt, es werde allein darauf ankommen, welche Taten
das Kabinett zeigen werde. Soviel darf man aber, ſagt das
Blatt, ohne unvorſichtig zu ſein, ausſprechen, daß die Vorbe
dingungen nicht ganz ſchlecht zu ſein ſcheinen. Die
Vorbedingungen, die in den Männern gegeben ſind, die das neue
Kabinett zuſammenſetzen. Wir rechnen mit der Möglichkeit, daß
Gutes von ihnen kommen wird, werden aber durch ſolche
Erwartungen unſere Kritik unter keinen Umſtänden ausſchalten
laſſen.

Aehnlich ſtellt die „Kreuzzeitung“ feſt: Alles kommt auf die
Taten der neuen Männer an; an Reden haben wir in letzter
Zeit übergenug erhalten. Wir ſtehen dem Kabinett Luther
kühl und kritiſch gegenüber. Wir werden ſeine Tätig-
keit ſorgſam beobachten, es unterſtützen, wenn es uns auf rechtem
Wege zu ſein ſcheint, und bekämpfen, wenn ſeine Politik dazu
Anlaß bietet.

Jn der „Nenuen Täglichen Rundſchau“ ſtellt Heinrich Rippler
als Fazit auf: Jedenfalls ſind wir inner politiſch einen
Schritt vorwärts gekommen, und die Partei, die dieſen
Schritt verhindern wollte, das Zentrum, hat eine ſo ſchwere Nie-
derlage erlitten, wie ſeit vielen Jahren nicht.

Das volksparteiliche Organ, „Die Zeit“, ſchreibt unter dem
Titel: „Das Kabinett der Staatsbejahung“: Das neue
Kabinett wird, daran iſt kein Zweifel, das parlamentariſche Billt
gungsvotum erhalten, es iſt ein Kabinett der ſachlichen Arbeit.
Wir wünſchen ihm, daß ſeine ſachliche Arbeit Erfolg zeitigen und
daß es ſich die Billigung der übergroßen Mehrheit des deutſchen
Volkes ſichern möge.

Die amerikaniſche Preſſe über das
Kabinett Luther

New-York, 16. Januar.
Die geſamte amerikaniſche Preſſe verfolgt die Verſuche zur

Bildung einer neuen Regierung mit größter Spannung.
Die Zeitungen bringen die Berliner Meldung über den Stand
der Verhandlungen in großer Aufmachung und beſchäftigen ſich
in langen Leitartikeln mit den verſchiedenſten Fragen der inner-
deutſchen Politik. Die „Newyork Times“ ſchreiben in ihrem
Leitartikel, daß weder die Deutſchnationalen noch die Volkspartei
verſucht haben, die Monarchie zu errichten. Das deutſche Volk
wünſche den Frieden und ſei beſtrebt, ſeine Wirtſchaft
wieder her zuſtellen. Es ſei bemüht, den Dawesplan zu
erfüllen und alle Mäßlichkeiten auszunutzen, die dieſer ihm für

ſeinen Wiederaufbau biete.“ Auch dieſe Reichsregierung werde
am Dawesplan feſthalten, denn es beſtehe der unerſchütterliche

beſeitigt werden könne.
Glaube, daß nur auf dieſer Grundlage die politiſche Gefahr be

Eine Tat des
bayeriſchen Landkags

(Von unſerem Münchener Nitarbeiter.)
R. München, 14. Januar.

Der 13. Januar hat etwas Beſonderes gebracht.
Etwas, das im Volke faſt unbemerkt geblieben iſt, über das
das tägliche Leben hinwegbrauſt und das die amtlichen Be
richte nur ſehr einfach und nüchtern ſchilderten: den Proteſt
des bayeriſchen Landtages gegen den Vertrags-
bruch von Köln. Gewiß, es iſt ſelbſtverſtändlich, daß
ein Proteſt erfolgen würde. Jm Reichstage, im preußiſchen
Landtage, im Kölner Stadtparlament proteſtierte man, in
der Preſſe auch viel zu wenig, in den Städten mit Aus
nahme weniger in Mitteldeutſchland überhaupt nicht. Es
entſpricht einmal deutſcher Eigenart, einer Theorie zuliebe
die ſchwerſten Schäden auf ſich zu nehmen. Und wenn die
Theorie „Verſöhnung der Völker“ heißt.

Am 13. Januar ereignete ſich aber im bayeriſchen
Landtage etwas, das wie eine Tat ausſieht. Nicht der
Proteſt. Den ſieht man leider Gottes ſchon viel zu
ſehr als Tat an. Nein, der bayeriſche Landtag hat mehr
getan. Er hat zum erſten Male in der Geſchichte des
deutſchen Parlamentarismus ſich gewehrt gegen
eine undeutſche, den Bedrückern Deutſchlands Vorſchub
leiſtende, jedes deutſche Gefühl verhöhnende enkur
gebung von Seiten der Sowjetjünger, der kommuniſtiſchen

Fraktion. Zu Beginn der Vollſitzung gab nämlich Präſident
Königbauer namens des Landtages eine Proteſt
erklärung gegen die Nichträumung der Kölner Zone
ab. Die Abgeordneten aller Parteien mit Ausnahme
der Kommuniſten hatten ſich dazu von den Sitzen
erhoben. Jm Anſchluß hieran gab auch der bayeriſche
Miniſtervräſident Dr. Held namens der Staatsregierung
eine Erklärung ab, in der er feierlichen Proteſt einlegte
gegen den Bruch des Verſailler Vertrages durch die Entente.
Kaum hatte Dr. Held geendet, als die Kommuniſten, die
vorher ſitzengeblieben waren, ihrerſeits das Wort zur Ab
gabe einer Erklärung verlangten, das ihnen auf Antrag der
Deutſchnationalen mit den Stimmen der Koalitionsparteien
und der Völkiſchen gegen die der Sozialiſten und Kom
muniſten verweigert wurde.

Damit ſcheint ſo nüchtern es ſich lieſt eine ganze
Entwicklungsperiode des deutſchen parlamentariſchen und
volitiſchen Lebens zum Abſchluß zu gelangen. Jn ſeiner
Regierungserklärung im Juli 1924 hatte Dr. Held auf die
notwendige Liquidierung der Revolutionen
von 1918 und 1923 hingewieſen. Zwar hat man es nicht
verhindern können, daß die Auswüchſe des Parlamentaris-
mus auch im bayeriſchen Landtage von Zeit zu Zeit Sturm-
ſzenen heraufbeſchwörten. Aber hier, am 13. Januar, hat
man endlich einmal kurzen Prozeß gemacht und einen
Schritt getan, vor dem man- Achtung haben muß, auch wenn
unverbeſſerliche Jdealiſten daraus eine Vergewaltigung
einer deutſchen Minderheit machen werden. Einer deut-
ſchen? Ja, hat denn die Kommuniſtiſche Partei
jemals deutſche FJntereſſfen vertreten? Hat ſie jemals
ein Gefühl gehabt für deutſche Würde, deutſches Weſen,
deutſche Eigenart? Jmmer haben die Kommuniſten nur
geton, was ihnen Moskau eingab. Keine Spur von Ver-
ſtändnis haben ſie gezeigt für die großen Aufgaben deut-
ſcher Wiederaufbaupolitik. Stets haben ſie durch anti-
nationale Kundgebungen die Wirkung Deutſch-
geſinnter zu vernichten geſucht. Sollten ſie ſich diesmal
eines Beſſeren beſonnen haben? Dann wären ſie wohl vor
her nicht demonſtrativ auf ihren Plätzen ſitzen geblieben.

So konnte es nicht weitergehen. Einmal mußte dem
Landtage die Geduld reißen. Am 13. Januar wand er ſich
nicht mit verlegenen Ausreden und Auslegungen der Ge-
ſchäftsordnungsparagravhen um die Worterteilung an die
Kommuniſten herum. Er erklärte einfach: „Wir wollen
die kommuniſtiſche Rede nicht hören.“ Das
war ehrlich und deutſch, dafür muß man ihm dank-
bar ſein. Die Sozialdemokraten ſtanden allein
da mit ihren Geſinnungsgenoſſen. Man ſieht wieder wie
dieſe angeblichen Vertreter der arbeitenden Klaſſen wie
immer heimlich die undeutſchen Kommuniſten, ehemalige
Hinder ihrer Partei decken, wenn ſie nach außen ſich auch
als ihre Gegner aufſvielen. Sie können und wollen ſich
nicht trennen. Der Kitt vom 9. November 1918. hält noch
immer. Nur wenn man auf den damals verübten Landes-
s zu ſprechen kommt, heulen ſie auf wie getroffene

Hunde. z t 1Vielleicht mögen ſie einwenden, die nationalen Parteien
hätten ja die Kundgebung im preußiſchen Landtage auch



wicht darauf gelegt habe,

ſtört, indem ſie den Saal verließen, und wieder gleiches
Recht für alle fordern. Dabei laſſen ſich beide Fälle nicht
im geringſten vergleichen. Jm preußiſchen Landtage han-
delte es ſich darum, durch das Verlaſſen der Sitzung einen
Miniſterpräſidenten, der keiner mehr war, daran zu hindern,
namens der Regierung über uns zugefügtes politiſches Un
recht zu ſprechen. Hier wollte eine angeblich deutſche Partei
die Wirkung einer nationalen Kundgebung des ordnungs-
mäßig gewählten Miniſterpräſidenten vernichten. Deshalb
war es gutes Recht des bayeriſchen Landtages, eine Störung
und Verhöhnung dieſer Kundgebung zu verhindern. Die
ſozialdemokratiſche „Münchner Poſt“ enthält ſich denn auch
jeden Kommentars zum Berichte der Parlamentskund-
gebung, während verſchiedene bürgerliche Blätter ihre Ge
nugtuung über den Schritt des Landtages ausſprechen.

Die neuen Miniſter
Berlin, 16. Januar.

Miniſter des Jnnern, Martin Schiele, der
der Deutſchnationalen Volkspartei angehört, iſt
1870 geboren. Er hat ſeinen Wohnſitz jetzt als Rittergutspächter
und Fabrikant in NeuSchollene (Kreis Jerichow I1I). Seit
1914 iſt er Mitglied des Reichstages. Seit Dezember vorigen
Jahres iſt er mit dem Vorſitz der deutſchnationalen
Reichstagsfraktion beauftragt.

Poſtminiſter Stingl gehört der Bayeriſchen
Volkspartei an. Als Oberpoſtdirektor war er in Landshut

Schlolo

tätig, und wurde danach Staatsſekretär und Leiter der Per
S im bayeriſchen Verkehrsminiſterium. Nach dem

ebergang der bayeriſchen Poſtverwaltung auf das Reich über-
nahm er die Leitung der Zweigſtelle München des
Reichspoſtminiſteriums. Jm November 1922 wurde er
in dem Kabinett Cuno mit dem Amt des Reichspoſtminiſters
betraut. Er iſt Mitglied der Bahyeriſchen Volkspartei, gehört
aber nicht der Reichstagsfraktion an.

Der neue Reichswirtſchafts miniſter Dr. Albert
Neuhaus, geboren 9. Juli 1873, war zunächſt im Gerichts
dienſt als Referendar und Aſſeſſor beſchäftigt, ſodann Juſtitiar
bei der Regierung in Düſſeldorf, 1906 wurde er als Aſſeſſor in
den allgemeinen Verwaltungsdienſt übernommen, ſeit 1. Oktober
1903 Hilfsarbeiter im vreußiſchen Miniſterium für Handel und
Gewerbe, 1907 zum Regierungsrat befördert und 1910 Geheimer
Regierungsrat und Vortragender Rat, 1914 Ernennung zum Ge-
heimen Oberregierungsrat, 1918 zum Wirklichen Geheimen Ober
regierungsrat und Miniſterialdirektor. Am 1. Januar 10921
ſchied Neuhaus aus dem Staatsdienſt aus.

Eine Erklärung Dr. Geßlers
Berlin, 16. Januar.

Reichswehrminiſter Dr. Geßler gewährte geſtern einem
Preſſevertreter eine Unterredung, in der er folgendes
ausführte:

Sie machen mich auf eine Reihe von Darſtellungen auf-
merkſam, die in der Preſſe über meine perſönliche Haltung im
Umlauf ſind. Jch kann darauf nur erwidern, daß mir dieſe
Darſtellungen deshalb verwunderlich erſcheinen, weil ich
während der ganzen Kabinettskriſe mir die größte Zurückhal-
tung auferlegte. Jch habe ſtets in engſter Fühlung mit dem
Vorſitzenden der demokratiſchen Partei, Herrn Miniſter a. D.
Koch, geſtanden und nur mit dem Herrn Reichskanzler
Marx eine kurze Unterredung gehabt. Wenn eine große Zei-
tung davon geſprochen hat, ich hätte die Umbildung des Ka-
binetts Marx ſabotiert und mich ſogar gegen die Aufnahme
führender Demokraten gewandt, ſo iſt das eine Erfindung.
Mein Standpunkt während des ganzen Verlaufes der Kriſe iſt
der geweſen, daß ich aus perſönlichen Gründen das größte Ge

a endlich einmal eine Zeit derRuhe für mich zu haben und deshalb auszuſcheiden, daß
ich jedenfalls nicht in ein Kabinett eintreten konnte, in dem die
Demokraten mindeſtens Neutralität bewahren. Wenn ich auch
kein Mitglied der demokratiſchen Fraktion bin und deshalb meine
Entſchlüſſe frei treffen kann, ſo bin ich doch Mitglied der deu ſch-
demokratiſchen Partei. Jch habe allerdings als nationales Par-
teimitglied das dringendſte Intereſſe gefunden, kein
Hindernis zu bilden, daß Deutſchland herauskommt aus
dem gegenwärtigen unhaltbaren Zuſtande, der eine ſchwere Dis-
kreditierung der demokratiſch parlamentariſchen Staatsform darf
ſtellt.

Jwan Katz wieder in Berlin
es g Frankfurt, 15. Januar.Die „Frankf. Ztg.“ meldet aus Wien: Der deutſche kommuniſtiſche Rei tagsabgeordnete Jwan Katz hat wegte t Be

willigung des Gerichts die Reiſe nach Berlin ange
treten unter der Verpflichtung, ſich ab 6. Februar zur Ver
fügung des Wiener Gerichts zu halten. An dieſem Tage ſoll
rn ihn die Verhandlung wegen Fälſchung von Reiſeausweiſen

attfinden.

wie der vVertragsbruch gegen Köln
entſtand

Die angeblichen Verſäumniſſe Streſemanns.

Köln, 15. Januar.
Zur Widerlegung der beſonders in der letzten Zeit vielfach er

r Angriffe geren Reichsaußenminiſter Dr.
treſemann, die Nichträumung der Kölner Zoneſei ganz oder zum Teil auf Unte rlaſſun

auswärtigen Politik zurückzuführen,
Zeitung“:

Die r. iſt, ſeitdem die vertragsmäßige Räumung
der Kölner Zone am 10. Januar nicht erfolgt iſt, gerade bei dem
Teile der deutſchen Preſſe, der alle außenpolitiſchen Erfolge für
den Reichskanzler Marx in Anſpruch nahm, zu einer Angelegen-

sſünden in der
ſchreibt die „Kölniſche

heit des Miniſters des Aeußern geworden, gegen den in außen dem feſtſtand, daß die verbündeten Mächte die vertraglig
politiſchen Vorwürfen ſich die Erbitterung Luft macht, die ſich bei
Gelegenheit der innerpolitiſchen Kriſe gegen den Parteiführer der
Deutſchen Volkspartei angeſammelt hat. Bei dieſem plan-
mäßigen Vorgehen gegen den Miniſter des Aeußern
arbeiten die deutſchen Zeitungen des Zentrums, der Demokraten
und der Sozialdemokraten mit den Blättern der franzöſiſchen und
engliſchen Hauptſtadt Hand in Hand. Tendenzmeldungen
aus Paris und London, die auf die Schwächung der deutſchen
Außenpolitik hinzielen, werden in der Preſſe kommentarlos
wiedergegeben und ſogar in den Meldungen der auswärti-
gen Berichterſtatter beſonders ſcharf zugeſpitzt, ſo daß der deutſche
Leſer den Eindruck gewinnen muß, es würde eine Tatſache vorge-
ſetzt. Jn der letzten Zeit iſt beſonders heftig und eifrig die Be-
hauptung aufgeſtellt worden, daß eine Röunmnng der Kölner Zone
auf Unterlaſſungsſünden des deutſchen Mini-
ſters des Aeußern zurückzuführen ſei, der günſtige Kompro
miſſe, die ihm von engliſcher oder franzöſiſcher Seite gemacht wor-
den ſeien, zurückgewieſen habe. Unterlaſſungsſünden begehen bei
der Wiedergabe ihrer Nachrichten diejenigen Blätter, die nach
ihrer parteipolitiſchen Vertretung innerhalb der Regierung ſehr
wohl die Möglichkeit hätten, ſich über. die Vorgänge
u unterrich fen. Nachdem auch ein Teil der Kölner Preſſeſich mit der Wiedergabe der ausländiſchen Meldungen befaßt hat,

ſei zur Reinigung der Atmoſphäre folgendes feſtgeſtellt:
Aus naheliegenden Erwägungen war es ausgeſchloſſen, daß

die deutſche Regierung von ſich aus über die Nichträumung der
Kölner Zone mit den verbündeten Mächten verhandelte, ehe
dieſe von ſich aus die Räumung der Kölner Zone verweigert

Die neue Reichsregierung

Brauns v. Kanlitz Sämlsch

hatten. Bis dahin mußte die deutſche Regierung auf ihrem
Rechtsſtandpunkte beſtehen, den ihr der Verſailler Vertrag auf die
Räumung vom 10. Januar gab. Anders wurde die Sachlage, nach

Alliierte Schuldenregelnung und deutſche Zahlungen
Engliſcher Kabinettsrat über das

Memorandum Clementels
London, 15. Januar.

Das britiſche Kabinett trat heute zu einer eineinhalbſtün
digen Sitzung zuſammen, in der als wichtigſter Punkt das Me
morandum des franzöſiſchen Finanzminiſter s
Clementel über die Schuldenfrage zur Beratung ſtand.
Es verlautet, daß die britiſche Antwort, die im allge
meinen den in der Balfournote vertretenen Standpunkt neu
beſtätigt, noch einen wichtigen Punkt enthält, wonach jede Rege-
lung in der engliſch- franzöſiſchen Schuldenfrage in der ver-
einbarten Weiſe durchgeführt werden ſoll, ohne Berückſich-
tigung eines möglichen Verzuges Deutſchlands bei
ſeinen Zahlungen an die Alliierten. Frankreich würde alſo,
wenn es mit der Rück zahlung ſeiner Schulden an
England in Verzug gerät, nicht mehr angebliche Ver-
fehlungen Deutſchlands ins Treffen führen
können. Die Note Clementels fordert eine ſchriftliche Erklärung
der britiſchen Regierung über ihre Haltung zur Balfournote
vom Jahre 1922, nach der England unter keinen Umſtänden von
ſeinen Schuldnern mehr fordern wolle, als es an ſeinen Gläu-

biger zu zahlen genötigt ſei. Die zwiſchen der engliſchen und
der franzöſiſchen Regierung über die Frage der Schuldenrege-
lung geführten Korreſpondenzen ſollen dem „Evening Stan-
dard“ zufolge heute abend veröffentlicht werden. Der politiſche

Korreſpondent dieſes Blattes berichtet, daß die Antwort des
engliſchen Kabinetts der franzöſiſchen Regierung ſofort
bekanntgegeben werden ſoll. Die Note ſoll folgende Punkte
aufweiſen:

1. Die britiſche Regierung ſtellt ſich auf den Boden der
Politik und der Grundſätze der Balfournote;

2. Die britiſche Regierung iſt gewillt, zu beſtätigen, daß die
britiſchen Schulden an Amerika das Maximum ihrer
Anſprüche an die Verbündeten Großbri-
tanniens darſtellen ſoll.

3. Die britiſche Regierung hält ſich nicht für verpflichtet, die
von früheren Kabinetten gemachten Angebote aufrecht
zu erhalten.

4. Die britiſche Regierung ſieht ſich genötigt, ſich gegen jede
Verfehlung ſeitens Deutſchlands zu ſichern.

Schulden an Großbritannien, über die man bereits zu
einem Abkommen gelangt iſt, ſollen auf Grund der vereinbarten
Beſtimmungen ohne Rückſicht auf eine deutſche Ver-
fehlung gezahlt werden.
Briefwechſel zwiſchen Clementel und

e Churchill London, 15. Januar.
Das britiſche Außenminiſterium veröffentlicht den Brief-

wechſel zwiſchen Clementel und Churchill während der
Pariſer Konferenz. Jn ſeinem Schreiben vom 10. Januar
bemerkte

Clementel,
daß die Konferenz zum Ziel habe, die tatſächlichen Bedingungen
für die Anwendung des Dawesplanes feſtzulegen, wodurch

ein neuer Abſchnitt in der Reparationsfrage
geſchaffen werde. Er ſagte: „Die franzöſiſche Regierung wünſcht,
daß auch alle übrigen Probleme, die aus dem Friedensſchluß ent-
ſtanden ſind, mit größtem Nachdruck behandelt würden. Die herz-
lichen Gefühle der britiſchen Regierung kennend, hat Frankreich die
Zuverſicht, daß Großbritannien bei den Bemühungen behilflich
ſein wird, eine praktiſche Löſung zu finden, durch die die
auseinanderlaufenden Intereſſen in Uebereinſtmmung gebracht
werden können. Jm Vordergrunde der Pgpbleme ſteht die Frageder interalliſerten Schulden. Se verſchiedenen briti-
ſchen Noten über dieſe Frage ſind ſtets von den gleichen Grund
ſätzen getragen worden, deren Prüfung die franzöſiſche Regierung,
eine befriedigende und freundſchaftliche Erledigung wünſchend,

Beſtimmungen nicht innehalten würden. Dame
Ende November, hat eine prominente engliſche Perſönlichkeit
Berlin den Vorſchlag gemacht ob aus perſönlicher Jnitigt
oder auf amtliche Anweifung, bleibt dahingeſtellt über
Räumung der Kölner Zone ein Kompromiß zu finden, nach
die Beſetzung von Köln nach einer kurzen Friſtverlängerung
ſammen mit der Ruhrbeſetzung zu einem feſtsulegen,
den Termin aufgehoben werden ſolle. Die Anregun
ein derartiges Kompromiß zu formulieren, iſt von deutſcher es
ſofort aufgegriffen worden. Jm Auswärtigen Amt iſt ein Kon,
promißvorſchlag ausgearbeitet worden, der von du
Reichsregierung einſtimmig gebilligt wurde. Dieſer Vir.
ſchlag iſt über London zur Kenntnis der verbündeten Mächte g.
langt, die aber ihrerſeits ſich in keiner Weiſe bereit e
zeigt haben, auf dieſen Vorſchlag zu antworten. Alz s
legentlich der deutſch- engliſchen Handelsvertragsverhandlungen n

London die Stellung des Auswärtigen Amtes zu dem deutſqh
Vorſchlag ſondiert worden iſt, wurde engliſcherſeits lediglich auf
den Zuſammenhang der Räumungsfrage mit der Frage der
Rüſtungsüberwachung hingewieſen. Von einem a mitlichen
engliſchen Kompromißvorſchlag, den die deutſche ſ.
gierung oder der Reichsminiſter des Aeußern abgelehnt haben t

iſt niemals die Rede geweſen. Der engliſche Botſchaft

Gessler Stresemann
S l S

in Berlin, Lord D'Abernon, hat der Reichsregierung ausdrükſig
beſtätigt, daß die Preſſenachrichten, die einen derartigen Schritt be
haupten, falſch ſeien.

jetzt wieder bereit iſt, aufzunehmen. Um dieſe Arbeit wieder auf
nehmen zu können, würde die franzöſiſche Regierung gerne wiſſen
ob die Regierung Seiner Majeſtät an den Grundſätzen, die in
ihren früheren Noten und beſonders in der Note von Lord Curzon
vom 11. Auguſt 1928 feſthalten werde, und in welcher Weiſe ſie
dieſe Grundſätze anwenden wolle.“

Churchill
erwiderte am 13. Januar: „Während meines Beſuches in Pari
haben Sie in nichtamtlicher Form die Frage der Rückzahlung der
fra. zöſiſchen Schulden an Großbritannien aufgeworfen und mir
gegenüber den Wunſch der franzöſiſchen Regierung ausgedrüch,daß dieſe Angelegenheit in zu künftigen Unterredungen
behandelt werden wird. Jch habe dieſe Anregungen mit Ver
gnügen erhalten Die Regierung Seiner Majeſtät neigte zur An-
nahme, daß die Frage aufgeworfen werden würde, und es iſt
ſicherlich ſehr zu begrüßen, daß Frankreich den erſten Schritt ge
tan hat. Jch habe nicht daran gedacht, daß während meines Ve
ſuches hier irgend welche Fragen über die Art und Weiſe oder die
Bedingungen aufgeworfen werden würden, und habe daher keine
ſo weitgehenden Weiſungen vom britiſchen Kabinett er
halten. Jn Jhrem Schreiben baten Sie, daß die Regierung Seiner
Majeſtät ihren Standpunkt zur Balfour-Note und der Erklärung
Curzons vom 11. Auguſt 1928 darlegen ſolle. Jhren Brief habe
ich meinen Kollegen übermittelt und ich kann Sie verſichern, daß
wir die ganze Angelegenheit ſofort nach meiner Rückkehr
nach London ſchnell und gründlich behandeln werden. J
will dann verſuchen,

Jhnen eine Antwort zu geben,
durch die die franzöſiſche Regierung in die Lage verſetzt wird, un
beſtimmte Vorſchläge zu machen. Jnzwiſchen kann ich Jhnen nur
wiederholen, daß die Balfour-Note an der führenden Stelle
unſerer Grundſätze bleibt. Wir werden an die Frage der t 2
Regelung der franzöſiſchen Schulden an Großbritannien in
gleichen Geiſte treuer Kameradſchaft herantreten, der uns durch
die Kämpfe und Gefahren des Krieges geleitet hat und der allein

nsere Ang

uns in die Lage verſetzen kann, die Schwierigkeiten und Wider 8
wärtigkeiten zu überwinden, die nach unſerem militäriſchen Siege 18

zutage getreten ſind.“ tzt 4Die in Churchills Brief erwähnte Balfour-Note iſt am
13. Auguſt 1922 vom damaligen Außenminiſter Lord Balfour den
Vertretern Frankreichs, Jtaliens, Südſlawiens, Rumäniens, Por
tugals und Griechenlands in London übergeben worden. In
ſeiner Rede im Parlament ſtellte Churchill kurz den

Grundſatz der Balfour-Note
feſt. Er ſagte: „Der Grundſatz der Note iſt der, daß wir die Rüd
zahlung aller Schulden an uns fordern müſſen, wenn unſere
Gläubiger die gleiche Forderung an uns ſtellen werden. Es iſt
jedoch auch erwähnt, daß wir keinesfalls mehr von Europa ver
langen würden, als die Vereinigten Staaten von uns verlangen

Die Schuldenſumme an England
London, 15. Januar.

„Evening Standard“ iſt der Meinung, daß die franzöſiſche
Regierung gegen alle Verſuche, die darauf hinzielen, die Rege
lung des engliſch franzöſiſchen Schuldenabkommens von deut

ſchen Zahlungsverzögerungen unabhängig z
machen, Einwendungen erheben wird. Es verlaute.
indeſſen, daß der engliſche Schatzkanzler Winſton Churchil
konſtruktive Vorſchläge gemacht habe, welche die Schwierigkeiten
zu überbrücken geeignet ſein ſollen. Der Totalbetrag der
von den Alliierten an Großbritannien zu zahen.
den Schulden beträgt nach dieſen Vorſchlägen ungefähr 142
Milliarden Goldmark oder 710 Millionen Pfund auf einer Baſis
von 5 Prozent Zinſen.
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tragtig ch Se S S Ganze Namen oder Vorne t Se läßt z. nen v. Deutsehe BanK, Berlin.ſönlichkeit Säſche uſw. weben rot Dureh dje Beschlüsse unserer GeneralversammlunS 4 Vom 19. Dezembeer Jnitigt rege 1024 ist die n unseres Aktienkapitals von Papiermark 1d00 00 600über es Gr. Steinſtr. 84. auf Reichamark 150 000 000 erfolgt, eingeteilt in Stück 100 000 Aktien über
en, n J j3,60 Reichemark, Stück 990004 Aktien über je 100 Reichsmark. Stüeſcn ach z Welch 2 e r r rer Ztüok 40 000 per i chemarb.ern achdem die Eintraguog der Generalversa eschlüsse in dun le M S«sonntag, den 18. Januar, abends 8 Uhr, im unteren Saale les edeldenkender Herr Handeſsregister erfolgt ist, fordern wir unzere Trliontre auk, ſie Mantel

gen Stadtſchü ihrer Aktien zwecks Abstempelung auf den Reiehsmarknennwert vone Anregung a ſchützenhauſes ſchenkt Fingm gtiongl 60 Reichsmark oder 100, 120 und 500 Reichsmark in der Zeit

utſchet S gefinnten Arbeiter iab- jr. v gebaut. Beamter) der bis zum 17. Februar 1925n. zurzeit krank iſt, einen bei der Deutschen Bank in Berlin und ihren sämtiſchender von will abgelegten Paletot oder Niederlasaungen in Deutsehland,Di Anzug Habe keine an ßerdeſer Vier ſtändige Kleidung mehr, nt Mächte muß mich aber wegen in Kasen bei der Essener Oredit-Anstalt,ereit ge. Krankheit warm kleiden Hildesheim e Hildesheimer Banlc,n. n Feſtrecner: Herr Staatsminiſter Dr. Boelitz. Hferſen unter re Kotthus t ar Wantz Aktiengesell-Ah ge. an e eſchäftsſtellendlungen mitwirkencle: Frau Elſa Rochel-Müller und Herr Fritz Günzel dieſer Zeitung erbeten. a e hin anem deutſche vom Stadttheater Halle, Halleſcher Stadtſinge- Hoſenträger Oenabrito Oenabräeker Banic.ledigli chor unter Leit c c c t g Schwerin Mecklenburglisehen Deposſten- ungglich u r ung des Herrn Chorcdirektorsuf ſehr große Auswahl. WeechselbanlkK.,Frage da Karl Klanert, Halleſche Bergkapelle unter l. SCchneetaeht.. Er. Steinstr. d4. Segen Sliexener Banic
amtlichen Leitung cles Herrn Muſikclirektors Teichmann. während der üblichen Geschäftesstunden mit einem doppelt ausgefertigten
deutſche g. r haus- Numperpyeorzeignnis einzureigner wen Ah orloie Aushändigung der abgestempelte ienmänte olgt gegeen wil, r r r rn Weibezahl, obere Wurſtwaren kurz der v e gen alen aetentelten ree Votſ iger d ang. eseheinigungen sobald als möglich. o Abstempelung erfolgt bei derhaft Leipzig gang Deutschen Bank und ihren Nieäetigegun gen o an den Schaltern der

rauft man gut und
preiswert bei

Ed. Sorg,
Kolonialwaren,
Hermannſtraße 7

Telephon 1678.

sonstigen Abstempelungsstellen provisionsfroei. Soweit bei letzteren die
Abstempelung im Wege der Koörrespondenz erfolgt, werden diese die
übliche Provision in Anreehnung bringen.

Zu Prüfung der Legitimation des Vorzeigers der Empfangsbesecheini-
gung sind die Einreichungsstellen berechtigt. aber nicht verpflichtet.

Nach Ablauf der Abstempelungsfrist werden Mäntel zwecks Abstem-
pelung nur noch vei der Deutschen Bank in Berlin entgegengenommen.

Wir weisen darauf hin, daß nach den Beschlüssen des Berliner Börsen-
vorstandes voraussichtlich am fünften Börsentage vor Ablauf der obigen
Absatempelungsfrist die Lieferbarkeit nicht abgestempelter Aktien an der

t Berliner Börse aufgehoben werden wird.
Koss6 Berlin, im Januar 1625.

Ia Qual. empfiehl Deuts ehe Banm l.T Keil G. Sehröter. Alchalowelky.7

Alter Markt 6. J3tgeſenn Verlam, Eiſenwerk Brünner A.-G., Artern (Pr. Sa.).

n Laut Umſtellungsbeſchluß vom 22. Mai 1924 iſt unſer AktienkapitalFür Rechnung wen es von 18500000, Mark Stammaktien und 1500000, Mark Vorzugsaktien
ab auf R.M. 400000, Stammaktien umgeſtellt, Unſere Aktien ſind dem
910 ühr rm im r gemäß von 1000, Mark auf R.M. 20, abzuſtempeln. Wir fordern

des Halleſchen Vereins Ah Aktionäre auf, ihre Aktien (ohne Gewinnanteilſcheinbogen)

Zu clieſer Veranſtaltung laclen wir unſere Parteifreuncke ſowie clie
geſamte nationalgeſinnte Einwohnerſchaft Halles ergebenſt ein.

Eintritt frei! Saalöffnung: 7 Uhr!
Ortsverein Halle der Deutſchen Volkspartei
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Fasherde. f. Getreide u, Produkten zwecks Abſtempelung bis ſpäteſtens
Weegrnt Kupfer- handel, hier, Neue Prome- den 28. Februar 1925ausdrütklig as ne sl, a 300 Zentner beim Halleſchen Bankverein von Kuliſch, Kaempf Co., Kommandit

u Schri u K hh d geſellſchaft auf Aktien, Halle a. S., einzureichen.t be OoOC er e Donau-Gerſte Artern (Pr. Sa.), den 15. Februar 1925.
Ofen- Reinigen und in en Der gegenn waggonfrei auendorr aumtiiue Prantetene. Sfentt. meinbietend gen SEr B. Barzahlung unter den imt en e G h r S ti 9 3 G 9 S r Termin noch bekanntzu- Haltbare, gute Fabrik landwirtaehaftlioher MHaschinen

p gebenden Bedingungen. 3 zi 0 A 6wieder guf Gr. Klausstraße 24. Fernsprecligr 6138. Albert Jahn Schunsenbkei immermann 0., 29

ver auf t 1 Halle D. S.be er empfiehlt H. Schneo HIehk.,ber m beeid ter n Wglerer. Gr. Mkolnetrages 84. Die Aktionäre unserer Gesellschaft werden
ord u hierdurch zu der am MHittwoceh, den 25. Ve-ord Curzon vraar 1925, mltt 12 Uhr im Gasthausr Weiſe ſie Stadt Hamburg“, Haſie a. S., Gr. Steinstrabe,statt findenden

25 erJ i adoen.et äußler-Siköre r en renzahlung der 1. 3ktaberloht und Rechnungsabschlußen und mir d Eausſedrich C 2. Genehmigung der Bilanx und Entlastung dere dungen S x h erit atzungs-Aenderungen:gle Tor z n 1 und Amtsdauer des Auf-t ehtsrates,und es i 2 7 e g l Ziſter 4. Betugnisse des Vorstandes.Schritt ge z Absatz 1. Vergütung an den Aufsiechtsrat.meines Ve v 3 e r hat äß 825 deiſe oder di ie Hinterlegung der ien hat gem ser et z n a m 2 m 9 Gesellschafts- Vertrages bis zum 21. Februar 1925
dabinett er bei dem i H. z Fg S.,u a gen Unsere enormen Vorräte in u r enteonen re nSrllarung er Gesellsohafts-KasseSrief h Blusen, Kleidern gegen Empfarpesbestätigung zu erfolgen.ſichern, daß Die Bestätigung dient als Ausweis zur Tei)er Rückkehr ung Mod 3 en nahme an der GeneralversammlungJ Halle a. S., den 9. Januar 1925.rden. Jch

Insere Angebote sind unübertroffen, u. a. Der Aufsieohtarat.
A. Herzfeld, Vorsitzender.
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ähr 142 raucht, gut erhalten, Fabrikat Holthaus, (Generalvertrieb) Monopolsache, geschützt durch Deutsches Reichspatent,

ähr ist das besteter Baſis
kivigung,

entlich meistbietend gegen Barzaählung,
Besichtigung daselbst von 10 Uhr ab.

HNax A. Knoche,

ke Simplex, mit vollst, marktfertiger
ntaranner und Sortierzylinder

beeſd. Versteigerer,Krauſenſtr. 27. gern 2975.

welches enormen Verdienst einbringt, ist an geschäftsgewandten Herrn oder
Fachkenntnisse unnötig. Erforderl. Kapital M. 5000,

Ausführliche Angebote an UVUnflon Patent- und Handelsgesell-
Lietzenburger Strasse S.

Firma ab2utreten.

sehaft m. D. H., Berlim W. 15,

Guter Schlaf ham
HMetallbetten für Groß und Klein, mät oder
ohne Zubehsr, Stahlmatratzen an Private
Bequeme Bedingungen, Katalog 25 R frei,

8isenmöbelfabriß Sußl (ößür.).



Am 13. Dezember 1924 starb plötzlich an einem
Sturz vom Pferde in Santa Cruz bei Recife (Brasilien)

unser lieber Bruder und Schwager, 5 Jder Oberleutnant zur See a. D. e rren an W
S0achim Schulz

im 32. Lebensjahre. Gelegentlich Ihrer Anwesenheit in Halle in kommender WocheIm Namen der tiefbetrübten Geschwister:

man Schci-, inmnn z. I (Cenhen Sie an Cle Erneuerung Ihrer Kleidung
Halle (Saale), den 15. Januar 1925.

Sie Kaufen bei uns gerade jetzt sehr vorteilhaft:Viktor-Scheffelstr. 13.

Anzüge jeder Art Wirtschaftsanzüge
Winter- Mäntel Wagenmäntel

Für die vielen Beweise der Liebe und Teilnahme Loden- Mäntel Gummimäntel
beim Heimgange unserer teuren Entschlafenen sagen z zwir allen unseren innigsten Dank. Lodenjoppen Gesellschaftsanzüge

in tiefer Trauer: Reit-, Stiefel und ange Hosen
Oskar Stöckel, Jünglings- und Knaben- Kleidung jeder Art.
Martin Stöckel und Familie.

Unserer MaBßabteitunmg schenken Sie bitte Ihre besondere Auf-
Kölsa, den 13. Januar 1925. merksamkeit, besichtigen Sie ohne Zwang unsere erstklassigen Maßstoffe,

Da wir für die neuherein kommende Frühjahrsware Platz und Geld ſchaffen
müssen, verkaufen wir jetzt zu

herabgesefzten Preisen?
Saämtliche

Eßbesteck- Gegenstände Ofto Knoll Nachf.,
Alpaka versilbert Alpaka poliert Inh. wich und Arth. Schulz

für den ginfaeben, wie für den feinsten Haushalt Gegr. 1878. Leipziger Str. 36 (gegenüber Hotel Rotes Roß).
kauft man bei

Juwelier Tiüttel
gröbtes Besteekhaus Mitteldeutschlands

Halle (Saale), Besteckhaus Traurivngecce.

Goldene Medaillen 1921 und 1922. Wo Kanonen Macht ita m r Frarſitzung
die eingetStark Bier Brauverbot nSonnabend 7 Uhr iſt mit 2. J 25 aufgehoben! holerne hen z e t

Glauchaerstraße 27, I Ein Volksfeind e e cie letzten Gartspieitage von J gee wirt
Ecke Jakobstrabe, verlegt. Sonntag 3 Uhr e e gan Blatzheim r

iPeterehens Mondlabrt 27Dr, mech, W. Leister, prakt. Arzt en u ver m einem besten Sohlasore innn e rin Suttaſin,Fernsprecher 8533 Original-Burleske von J. Blatzheim.

in Silber. 800 ge-stempelt,

C

V t t ſtehendenmine nun rm nie I v 66reren Müllers Hotel e i r m Fo Die ved tte in t von Hans Unger.I. Grün dungs feier vdes Hersehburg, W J e Musik von J. Riohardy mit Gon u(Aitleid. Handwerkerhbundes Jeden Mittwoeh und W W Willi Se h u w. P Die Wochu r. e W. e Abds. II Um Kabarett, Eintritt frei! Pranden hat(Ortsgruppe Haſſe) /25 Uhr-Tee, e V. e den Abam Sonmntauv, den 18. Januar 1925 in S d e M l Regierurden oberen Räumen des Stadisohtitzen- ab 8 Uhr V S h —[-—=D den mußtemausss. Gesellschattsabend W V eVormittags 11 Uhr: e V en jhalten, ſtel

mit Tanz e X rung ſichGr. Handwerkerversammlung. J II er S h bReferenten: Herr Malermeister Havemann, J W zwei LHildesheim (M. d. R). Herr Schwieger,Nagdeburg. n W zur Anfertigung moderner Pllen. Jn

inle
n

4

i nennen

un

in aAbends 65 Uhr (Kassenöffnung 6 Unr): frankenhausen d Hrie b tithIng.- a. Werkm. Abtlg e JEestakt. raten J Gr Gr e eProgramme an der Abendkasse Eintritt 1 M. eKonzert Fostopiel:„Gott segne das ehrbare Handwerk“,
GesangKonzertsängerin Frau Marg. Stebert,

Bäckerinnungs Gesangverein.
Am Flügel: Kapelimeister Herr E. Kramer

m Stadttheater Halle a. S.

D un er Anzug erwünscht.

Masohb., Elektrot. Flug-

techn. u. Risenhochbau. n eSeqnher e on es Dr.
Schulen beſuchen ſollen,ſie Ditert Tiue J e 4 Friseure für Damen u. Herre Betracht 5TIIII kommt in dieſem Jahre nur 2 wer 2 pahben vit Beauſſichtigung der rmag doppelt ſtoß n Kebuneäiiiinirtiunininttt n nnnttiteeinimnin tininnt nie eingebrau zum U S o Theater-u. Maske V

p

z; d1*Deinberq Freuberg. Brauerei e Kostüme t ngeg.in goldenen 1816 n neuen1 zSonnabend 8/, Uhr Herren UVhren J Zeugner 2 Ried ine d.KRünsfſerhonzerf mit und ohne Schlag- ß inh Gebhardt (vorm. Gottscha nen einzufi
h werk. Schweizer Fabrikat. Halle a. S. rhärung zuFreier Eintritt EFrisches Gebäck Amand LDeiss obere Leipziger Str. 61/62 (Hotf 2 wen t 8

kmpfehle schönen Saal für Gesellschaften. e ommen ng S J Kauft nu e LutherEEEII BI 7

I

Schüler, die die hieſigen

MEEO X

n rinnen

U IIm
rinS

X in litt UtFilm-WVortrag:
--m-—-

a s

jeder Art kaufen Sie am billigsten
sowiePeddig-Wulstsessel

(Klubform)
von 7,50 M. an bei

Deuſschland in der Weltwirfschaft

(Sprecher: Karl Bott, Hamburg)

Montag, den 19. Januar, abends 8 Uhr
Auditorium maximum der VUniversität.

Eintritt 1 Mark, Karten an der Abendkasse.

Deutschnationaler Handlungsgehilfen- Verband

EEEEEE t

90 wo 55 SSee
dieſem Etiket.

zu haben in alſen einschl. Detailgeschät
Grossisten zum Bezuqe weist nach

Gebrüder Friese, Aktienqese
Kirschau Bez. Dresden.

mung
eeteeete

III
Kipfendorf, Post Oeslau bei Koburg.

An
IIb
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